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Der VGH Mannheim hat mit Beschluss vom 

12.05.2025 – VGH 8 S 388/25 erneut zur 

Rechtmäßigkeit einer 

„Renaturierungsanordnung“ für Schottergärten 

entschieden.

Der Kläger hatte auf seinem Grundstück vier 

Schotterflächen mit einem Unkrautvlies und 

einzelnen Pflanzen angelegt. Die 

Bauaufsichtsbehörde hatte nach einer Anzeige 

die Beseitigung der Schotterung samt 

Trennschicht sowie die Renaturierung der 

Flächen unter Androhung von Zwangsgeld 

angeordnet. Widerspruch und Klage vor dem 

Verwaltungsgericht Stuttgart hiergegen blieben 

erfolglos.

Der VGH Mannheim hat den Antrag auf 

Zulassung der Berufung abgelehnt. Die 

Schotterflächen seien mit § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO 

unvereinbar, wonach die nichtüberbauten 

Flächen der bebauten Grundstücke Grünflächen 

sein müssen, soweit diese Flächen nicht für eine 

andere zulässige Verwendung benötigt werden. 

Aufgrund der Größe der Schotterflächen stellten 

diese trotz der einzelnen Pflanzen keine 

Grünflächen dar. Dies gelte jedenfalls in 

Kombination mit dem Unkrautvlies. Die 

Schotterflächen seien auch dann unzulässig, 

wenn sich auf dem Grundstück ansonsten ein 

hoher Anteil an Grünflächen befinde.

Die Anordnung einer „Renaturierung“ der 

Flächen sei auch nicht zu unbestimmt. Das 

Bestimmtheitsgebot fordere grundsätzlich, dass 

Regelungen so klar und eindeutig sein müssen, 

dass Betroffene sich danach richten können und 

der Verwaltungsakt ohne weitere Ergänzungen 

vollziehbar ist. Für die inhaltliche Bestimmtheit 

eines Verwaltungsakts genüge es, dass aus 

seinem gesamten Inhalt und aus dem 

Zusammenhang, vor allem aus der von der 

Behörde gegebenen Begründung und aus den 

Beteiligten bekannten näheren Umständen des 

Erlasses im Wege einer an den Grundsätzen von 

Treu und Glauben orientierten Auslegung 

hinreichende Klarheit gewonnen werden kann. 

Die Verwendung generalisierender Begriffe sei 

möglich, wenn sie eine Bestimmbarkeit im 

konkreten Fall gestatten. Zudem sei maßgeblich, 

welches Maß an Bestimmtheit der Behörde zur 

Regelung des Sachverhaltes überhaupt möglich 

ist. Die Anforderungen dürften nur so hoch 

gesteckt werden, dass sie bei normalem, dem 

Sachverhalt angemessenem 

Verwaltungsaufwand noch erfüllbar bleiben. 

Gemessen daran erfülle die 

Renaturierungsanordnung die gesetzlichen 

Bestimmtheitsanforderungen. Jedenfalls aus 

dem Zusammenhang ergebe sich ohne 

Weiteres, dass die Beklagte die Herstellung einer 

Grünfläche im Sinne von § 9 Abs. 1 Satz 1 LBO in 

Verbindung mit § 21a LNatSchG verlange.

Die Schotterschichten stellen nach zutreffender 

Auffassung des Gerichts auch eine baulichen 

Anlage im Sinne der Bauordnung dar. Bauliche 

Anlagen sind nach § 2 Abs. 1 LBO unmittelbar 

mit dem Erdboden verbundene, aus 

Bauprodukten hergestellte Anlagen. Eine 

Verbindung mit dem Erdboden besteht auch 

dann, wenn die Anlage durch eigene Schwere 

auf dem Boden ruht. Als bauliche Anlagen gelten 

auch Aufschüttungen und Abgrabungen (§ 2 

Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 LBO; sog. fiktive bauliche 

Anlagen). Das Gericht hat nicht abschließend 

entschieden, ob es sich um eine Aufschüttung 

handelt. Hierfür spreche, dass es sich die 

Auffüllung einer vorher künstlich geschaffenen 

Vertiefung handelt. Jedenfalls seien die Flächen 

aus Bauprodukten, nämlich Schotter, hergestellt 

und ruhen durch eigene Schwere auf dem 

Boden.

Dr. Sebastian Schmuck

Rechtsanwalt



Die Verwaltungsgerichte im Saarland hatten 

über eine Klage gegen einen Bescheid über die 

Erstattung von Kosten nach einem 

Feuerwehreinsatz zu entscheiden.

Mehrere Anrufer bei der integrierten Leitstelle 

meldeten eine zunehmende schwarze 

Rauchwolke, wahrscheinlich ein Flächenbrand. 

Daraufhin rückte die freiwillige Feuerwehr der 

beklagten Gemeinde mit insgesamt fünf 

Fahrzeugen und 26 Einsatzkräften aus. Am 

Brandort stellte sich heraus, dass kein 

Flächenbrand vorlag, sondern 

Schaumstoffmatratzen verbrannt wurden. Die 

Gemeinde machte mit dem angegriffenen 

Bescheid Einsatzkosten von 1.131,97 € 

gegenüber dem Kläger geltend. Dieser wehrte 

sich gegen den Bescheid u.a. damit, dass nicht er, 

sondern seine Ehefrau die Matratzen 

angezündet habe. Im Widerspruchsverfahren 

hatte der Landkreis dies als Schutzbehauptung 

angesehen, da der Kläger nach den Angaben im 

Einsatzbericht der Polizei vor Ort gewesen und 

sich gegenüber der Polizei als Verursacher 

ausgegeben habe.

Das Verwaltungsgericht des Saarlandes hat die 

Klage gegen den Kostenbescheid mit Urteil vom 

12.08.2024 – 6 K 1414/21 abgewiesen. Den 

hiergegen gerichteten Antrag des Klägers auf 

Zulassung der Berufung hat das 

Oberverwaltungsgericht des Saarlandes mit 

Beschluss vom 10.01.2025 – 2 A 175/24 

zurückgewiesen.

Die Gemeinde habe den Kläger zu Recht zu den 

Einsatzkosten herangezogen, da er den Einsatz 

grob fahrlässig verursacht habe. Dem Zweck der 

Ermächtigung und dem Grundsatz der 

Verhältnismäßigkeit entspreche es in der Regel, 

wenn die Behörde die ihr entstandenen Kosten 

erhebt, weil sie in erster Linie eine dem 

Verursacher obliegende Aufgabe 

wahrgenommen hat. Eine Abweichung von 

dieser Regel komme nur in atypischen Fällen in 

Betracht. Ein derartiger Ausnahmefall sei 

anzunehmen, wenn die Störung der öffentlichen 

Sicherheit nicht in die Risikosphäre des 

Verantwortlichen falle, etwa weil sie weder von 

ihm veranlasst noch für ihn vorhersehbar war. 

Hierzu sei eine wertende Betrachtung 

vorzunehmen, welche die Risiko- und 

Interessenssphären des Störers und der 

Allgemeinheit voneinander abgrenzt. Während 

auf der einer effektiven Gefahrenabwehr 

dienenden Primärebene für die Prüfung, ob 

Maßnahmen der Gefahrenabwehr 

gerechtfertigt sind, die (subjektive) ex-ante-

Perspektive der Einsatzkräfte maßgeblich sei, 

folge die sekundärrechtliche Kostenebene dem 

Grundsatz der gerechten Lastenteilung und dem 

Gebot der rechtsstaatlichen 

Haftungsbegrenzung. Für die 

Erstattungsfähigkeit der Kosten einer 

Maßnahme zur Gefahrenabwehr sei dabei eine 

ex-post-Betrachtung maßgeblich. So dürfe die 

zur Gefahrenabwehr tätige Behörde gegenüber 

dem Anscheinsstörer zwar auf der Primärebene 

zur Gefahrenbeseitigung einschreiten, diesen 

jedoch auf der Sekundärebene nicht zur 

Kostenerstattung für den Einsatz in Anspruch 

nehmen, wenn sich ex post herausstellt, dass er 

die Anscheinsgefahr nicht veranlasst und zu 

verantworten hat.

Die Gerichte waren überzeugt davon, dass der 

Kläger die Anscheinsgefahr grob fahrlässig 

herbeigeführt hat. Das Verbrennen der 

Matratzen sei verboten. Maßgeblich für die 

Kostentragungspflicht des Klägers sei, dass 

dieser den Anschein der Mitverursachung und 

damit der Störereigenschaft in zurechenbarer 

Art und Weise verursacht hat. So war der Kläger 

neben seiner Ehefrau vor Ort, als die Feuerwehr 

eintraf. Seine Äußerungen gegenüber der 

Feuerwehr führten dazu, dass diese die Polizei 



zum Einsatz hinzuzog. Aufgrund der Aufnahme 

seiner Personalien durch die Polizei müsste ihm 

auch klar sein, dass diese ihn als (Mit-

)Verantwortlichen für die Rauchentwicklung 

ansahen. Der Kläger habe nichts dafür getan, um 

diesen Eindruck auszuräumen. Auf eine (Mit-

)Verursachung durch den Kläger deuteten ferner 

die von ihm und seiner Ehefrau gegenüber dem 

Wehrführer gemachten Äußerungen hin, 

wonach sie die Matratzen das nächste Mal 

nachts verbrennen würden, damit man den 

Rauch nicht sehen kann. Aufgrund dieser 

Äußerungen, ihrer beiderseitigen Anwesenheit 

an der Brandstelle und aufgrund des Umstands, 

dass ihre Matratzen auf dem von ihnen 

gemeinsam bewohnten Grundstück verbrannt 

wurden, seien die Eheleute nach außen hin 

gemeinsam als Verursacher der 

Anscheinsgefahr aufgetreten.

Dr. Sebastian Schmuck

Rechtsanwalt



Das Sächsische Oberverwaltungsgericht hat mit 

Beschluss vom 15.05.2025 – 1 B 65/25 den 

überarbeiteten Bebauungsplan „Ortsmitte 

Störmthal“ der Gemeinde Großpösna 

hinsichtlich einzelner Wohn- und Sondergebiete 

außer Vollzug gesetzt. 

Der Antragsteller des Eilantrags ist Eigentümer 

eines denkmalgeschützten Barockschlosses, das 

sich innerhalb des Plangebiets befindet. Er 

wendet sich mit seinem Normenkontrollantrag 

in der Hauptsache gegen die heranrückende 

Wohn- und Ferienhausbebauung. Über diesen 

Antrag hat das Sächsische 

Oberverwaltungsgericht noch nicht 

entschieden. Auf seinen Eilantrag nach § 47 Abs. 

6 VwGO hat das Gericht den Bebauungsplan 

aber teilweise bis zur Entscheidung in der 

Hauptsache außer Vollzug gesetzt.

Erweist sich der Normenkontrollantrag in der 

Hauptsache als zulässig und voraussichtlich 

begründet, seit dies ein wesentliches Indiz dafür, 

dass der Vollzug der angegriffenen Vorschrift bis 

zu einer Entscheidung in der Hauptsache 

suspendiert werden muss, weil der vorläufige 

Vollzug eines offensichtlich unwirksamen 

Bebauungsplans in aller Regel nicht im 

öffentlichen Interesse liege. Nach diesem 

Prüfungsmaßstab sei der Eilantrag begründet 

und die einstweilige Außervollzugsetzung von 

Teilen des Bebauungsplans geboten. Zwar 

würden die geltend gemachten 

Ausfertigungsmängel nicht vorliegen, weil zum 

einen von einer ordnungsgemäßen Unterschrift 

auszugehen sei und die Bekanntmachung im 

Amtsblatt auch auf der Ausfertigung beruhe. 

Der Bebauungsplan leide aber an einem 

offensichtlichen Ermittlungs- und 

Bewertungsfehler bei der Abwägung des 

Lärmkonflikts zwischen dem Schloss des 

Antragstellers und der heranrückenden 

Wohnbebauung. In der Rechtsprechung sei 

geklärt, dass jeder Bebauungsplan grundsätzlich 

die von ihm selbst geschaffenen oder ihm sonst 

zurechenbaren Konflikte zu lösen hat, indem die 

von der Planung berührten Belange zu einem 

gerechten Ausgleich gebracht werden. Die 

Planung dürfe nicht dazu führen, dass Konflikte, 

die durch sie hervorgerufen werden, zu Lasten 

Betroffener letztlich ungelöst bleiben. 

Vorliegend bestehe ein Ermittlungs- und 

Bewertungsdefizit, weil die von der Gemeinde 

eingeholten schalltechnischen Untersuchungen 

keine geeignete Grundlage für die mit der 

Planung angestrebte Bewältigung des 

bestehenden Konflikts zwischen der im 

Sondergebiet geplanten Nutzung des Schlosses 

u. a. als Gaststätte mit Freisitz sowie als 

Örtlichkeit für kulturelle Veranstaltungen 

einerseits und der geplanten heranrückenden 

Wohnbebauung in den geplanten 

Wohngebieten wie auch der geplanten 

heranrückenden geplanten Ferienhaussiedlung 

anderseits bilden, weil sie von unzutreffenden 

Annahmen ausgingen. Die vorläufige 

Außervollzugsetzung sei erforderlich, weil der 

Antragsteller in der weiteren Vollziehung des 

Bebauungsplans eine Beeinträchtigung der 

gewerblichen Nutzung seines Schlosses 

befürchten müsse. Außerdem würden durch 

einen weiteren Vollzug des - voraussichtlich für 

unwirksam zu erklärenden - Bebauungsplans 

vollendete, kaum rückgängig zu machende 

Tatsachen geschaffen.

Dr. Sebastian Schmuck

Rechtsanwalt
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und 2014 in Höhe von jeweils 15.000 € 
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